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Verflechtungen zwischen der Bundesregierung und den Gewerkschaften 


Vorbemerkung der Fragesteller 

In den vergangenen Tagen werden vermehrt Diskussionen über die Rolle der 
Gewerkschaften und ihren Einfluss auf die Politik geführt. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat die Aufgabe, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger 
notwendige Entscheidungen zur Sicherung des allgemeinen gesellschaftlichen 
Wohls vorzubereiten und in Abwägung aller Interessen zu treffen. In hoch- 
arbeitsteiligen Gesellschaften ist die frühzeitige und angemessene Beteiligung 
des Sachverstandes von Experten und Interessengruppen geboten. Diese Betei- 
ligung ist ein wesentlicher Teil der politischen Willensbildung. Die letztendliche 
Entscheidung über die konkrete Ausgestaltung einer am Gemeinwohl orien- 
tierten Politik obliegt den politischen Entscheidungsträgern in Parlament und 
Regierung. In diesem Zusammenhang verwahrt sich die Bundesregierung ge- 
genüber der in der Überschrift der Anfrage zum Ausdruck kommenden Unter- 
stellung einer einseitigen Parteinahme. 


1 . Wie viele Minister der Bundesregierung sind Mitglieder von welchen Ein- 
zelgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)? 

2. Wie viele parlamentarische Staatssekretäre sind Mitglieder von welchen 
Einzelgewerkschaften des DGB? 

3. Wie viele Mitglieder der Bundesregierung sind Mitglieder von welchen 
Arbeitgeberverbänden? 

Soweit die Mitglieder der Bundesregierung bzw. die Parlamentarischen Staats- 
sekretärinnen und Staatssekretäre ihre Mitgliedschaften öffentlich gemacht 
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haben, wird auf die einschlägigen Handbücher (Kürschners Volk s handbuch 
Deutscher Bundestag sowie die Handbücher des Deutschen Bundestages und 
der Bundesregierung) verwiesen. Darüber hinaus sieht die Bundesregierung 
keine Veranlassung für eine gesonderte Erhebung der Gewerkschaftszugehörig- 
keit oder der Zugehörigkeit zu Arbeitgeberverbänden von Mitgliedern der Bun- 
desregierung und Parlamentarischen Staatssekretärinnen und Staatssekretären. 
Sie ist außerdem der Auffassung, dass sie aus datenschutzrechtlichen Gründen 
hierzu nicht verpflichtet ist. 


4. Wie häufig sind die Mitglieder der Bundesregierung in den vergangenen 
drei Jahren auf Veranstaltungen, die von Einzelgewerkschaften des DGB 
oder vom DGB selbst organisiert worden sind, aufgetreten (bitte nach Jah- 
reszahlen getrennt ausweisen)? 

Auftritte auf Veranstaltungen der Sozialpartner - Arbeitgeberorganisationen 
wie Gewerkschaften gehören zu den üblichen Aufgaben der Mitglieder der 
Bundesregierung und des Bundeskanzlers. Die Zahl derartiger Termine wird 
statistisch nicht erfasst. 


5. In welchen offiziellen Gremien der Bundesregierung sitzen Gewerk- 
schaftsvertreter (bitte Gremien und Namen der Gewerkschaftsvertreter ein- 
zeln aufführen)? 

7. In welchen von der Bundesregierung seit Oktober 1998 einbemfenen 
Bündnissen, Kommissionen oder Arbeitsgruppen sitzen bzw. saßen Vertre- 
ter von Einzelgewerkschaften des DGB oder direkt DGB-Vertreter? 

[Die Abgrenzung zwischen Frage 5 (Teilnahme von Gewerkschaftsvertretern 
an „offiziellen“ Gremien der Bundesregierung) und Frage 7 (Teilnahme von 
Gewerkschaftsvertretern an seit 10/1998 von der Bundesregierung einberufe- 
nen Bündnissen, Kommissionen und Arbeitsgruppen) ist trennscharf nicht 
möglich, da Gremien auch Kommissionen und Arbeitsgruppen sein können 
(vgl. z. B. § 2 Bundesgremienbesetzungsgesetz/BGremBG). 

Die Fragen 5 und 7 werden daher im Zusammenhang beantwortet.] 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Be- 
setzung von Gremien (Bündnissen, Kommissionen, Arbeitsgruppen), soweit 
diese gesetzlich vorgeschrieben sind, nach den dort genannten Vorgaben er- 
folgt. Im Übrigen finden bei der Besetzung von Gremien (Bündnisse, Kommis- 
sionen, Arbeitsgruppen) ausschließlich objektive Kriterien - wie z. B. erforder- 
licher Sachverstand und eine ausgewogene Präsenz von Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertretem - Berücksichtigung. 

In folgenden auf nationaler Ebene eingerichteten Gremien (Bündnissen, Kom- 
missionen, Arbeitsgruppen) sind Vertreter der Einzelgewerkschaften oder des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes vertreten (siehe Anlage). Auf eine Nennung 
des Namens des jeweiligen Vertreters wurde im Hinblick auf die nicht immer 
eindeutig festzustellende Offenkundigkeit verzichtet, benannt wird jedoch - so- 
weit möglich - sowohl die Anzahl der Vertreter sowie die vertretene Einzel- 
gewerkschaft. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass ange- 
sichts der nicht eindeutigen Begrifflichkeit „Gremien/Bündnisse/Kommissio- 
nen/Arbeitsgruppen“ nicht auszuschließen ist, dass die beiliegende Darstellung 
nicht erschöpfend im Sinne der Zielrichtung der Frage ist. 
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6. In welchen Unternehmen, an denen der Bund beteiligt ist, sitzen Gewerk- 
schaftsvertreter im Aufsichts- oder Verwaltungsrat (bitte Unternehmen 
und Namen der Gewerkschaftsvertreter einzeln auffuhren)? 

Die Bundesregierung verweist auf den jährlich aktualisierten Beteiligungs- 
bericht. Der letzte Beteiligungsbericht wurde im Dezember 2002 vom Bundes- 
ministerium der Finanzen der Öffentlichkeit vorgestellt (Bundesministerium 
der Finanzen: Beteiligungsbericht 2002, in: „Reihe: Berichte und Dokumenta- 
tionen“, Bonn 2002). 


8. Gibt es Forschungsaufträge der Bundesregierung, die an gewerkschafts- 
eigene Forschungsinstitute gehen? 

9. Wenn ja, welche Forschungsaufträge waren das genau (Bundesministe- 
rium, Titel und Forschungsinstitut)? 

Die Vergabe von Forschungsvorhaben ist an rechtliche Rahmenbedingungen 
(insbesondere Recht zur Vergabe öffentlicher Aufträge - VOL, VgL, GWB -) 
gebunden, ln der Regel werden nach Durchführung eines offenen Interessen- 
bekundungsverfahrens potenzielle Auftragnehmer, die ihr grundsätzliches Inte- 
resse bekunden, aufgefordert, ein Angebot vorzulegen. Für die Zulassung zum 
Bewerberkreis werden Nachweise über Leistungsfähigkeit, einschlägige Vor- 
arbeiten und sonstige fachliche und wirtschaftliche Voraussetzungen verlangt; 
Informationen über die Eigentumsverhältnisse werden weder eingeholt noch 
vom Vergaberecht gedeckt. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat in dieser Legislatur- 
periode folgende Forschungsaufträge an das Wissenschaftliche Institut in der 
Hans-Böckler-Stiftung vergeben: 

1 . Tarifliche Regelungen zu Ausbildungsfragen 

2. Verbundprojekt: Dienst-Leistung(s)-Arbeit (DILA) - Teilvorhaben: Pro- 
zesse und Maßnahmen betrieblichen und überbetrieblichen Interessenhan- 
delns im Dienstleistungsfeld Software/IT-Dienstleistungen (Arbeitsorgani- 
sation) 


10. Trifft es zu, dass die Bundesregierung - wie der Presse zu entnehmen 
war - mit DGB-Chef Michael Sommer ein „Frühwarnsystem“ vereinbart 
hat, wonach bei strittigen Reformvorhaben erst die Gewerkschaften in- 
formiert werden (vgl. Handelsblatt vom 5. Februar 2003, Seite 3)? 

11. Gibt es ein vergleichbares „Frühwarnsystem“ mit der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI)? 

Die Bundesregierung führt ständig intensive Dialoge mit den Sozialpartnern 
oder auch mit weiteren gesellschaftlich wichtigen Gruppen, sonstigen Verbän- 
den, Vereinen und Interessenvertretungen. Hinsichtlich der Sozialpartner gilt 
dies für Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften gleichermaßen. Im Rahmen 
dieser Dialoge wird der Meinungsaustausch über eine Vielzahl politischer Fra- 
gen gepflegt. 
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12. Wie viele Arbeitnehmer sind in Deutschland auf Basis von § 15 Kündi- 
gungsschutzgesetz durch ein Sonderkündigungsschutzgesetz geschützt? 

Besonderen Kündigungsschutz nach § 15 Kündigungsschutz (KSchG) genie- 
ßen Mitglieder des Betriebsrats, der Jugend- und Auszubildendenvertretung, 
der Bordvertretung, des Seebetriebsrats, der Personalvertretung und des Wahl- 
vorstands. Des Weiteren unterfallen Wahlbewerber sowie Arbeitnehmer, die zu 
einer Betriebs-, Wahl- oder Bordversammlung nach § 17 Abs. 3, § 17a Nr. 3 
Satz 2, §115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes einladen 
oder die Bestellung eines Wahlvorstands beantragen, dem besonderen Kündi- 
gungsschutz des § 1 5 KSchG. Der besondere Kündigungsschutz für die zuletzt 
genannten Personen ist auf die ersten drei in der Einladung oder Antragstellung 
aufgeführten Arbeitnehmer beschränkt (§ 15 Abs. 3a Satz 1 2. Halbsatz 
KSchG). Wie viele Personen insgesamt unter den besonderen Kündigungs- 
schutz des § 15 KSchG fallen, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


13. Wie viele gewerkschaftliche Vertrauensleute gibt es nach der Kenntnis 
der Bundesregierung in deutschen Unternehmen? 

14. In welchen Branchen sind diese Vertrauensleute nach Kenntnis der Bun- 
desregierung tätig? 

Über die Zahl der in deutschen Unternehmen tätigen Vertrauensleute und die 
Branchen, in denen diese tätig sind, hat die Bundesregierung keine Kenntnis. 


15. Wie viele dieser Vertrauensleute genießen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung einen besonderen Kündigungsschutz, der durch Tarifvertrag 
geregelt ist? 

Die Bundesregierung besitzt keine Kenntnis darüber, in welchem Umfang 
gewerkschaftliche Vertrauensleute von tarifvertraglichen Kündigungsschutz- 
regelungen erfasst werden. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere aus wirtschaftspoliti- 
scher und verfassungsrechtlicher Sicht tarifvertragliche Regelungen, die 
gewerkschaftlichen Vertrauensleuten besonderen Kündigungsschutz ga- 
rantieren? 

Das Bundesarbeitsgericht hat das Institut der gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leute als im Rahmen des Artikels 9 Abs. 3 Grundgesetz verfassungsrechtlich 
abgesichert bezeichnet. Infolgedessen sind tarifvertragliche Regelungen, die in 
Ausfüllung dieser Garantie ein besonderes Schutzrecht für gewerkschaftliche 
Vertrauensleute vorsehen, nicht zu beanstanden. Auch in der arbeitsgericht- 
lichen Rechtsprechung werden derartige Tarifvertragsnormen zur Unterstüt- 
zung gewerkschaftlicher Vertrauensleute für zulässig gehalten. Dies gilt auch 
für die Schaffung eines besonderen Kündigungsschutzes, der dem Ziel einer 
zusätzlichen Absicherung der Vertrauensleute als Ausgleich für die erhöhte Ge- 
fährdung dient, die das Amt mit sich bringt. 
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